
ben zu gewährleistenden Erziehung und Kontrolle ins­
besondere durch die Regelungen des § 7 Abs. 1 und 2 
VEB-VO und den Beschluß des Ministerrates über die 
Verbesserung der Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft 
vom 13. Juni 1974 (GBl. I S. 313) ergänzt.
Die Pflichten, die den Jugendlichen gemäß § 70 Abs. 2 
StGB auferlegt werden können, gleichen weitgehend 
den entsprechenden Verpflichtungen gemäß §§ 33 Abs. 3 
und 4 sowie 72 StGB. Daraus folgt, daß die bei ihrer 
Verwirklichung zu bewältigenden Aufgaben im Schul-, 
Arbeits- und sonstigen Lebensbereich der Jugendlichen 
inhaltlich im wesentlichen mit denjenigen übereinstim­
men, die zur Realisierung dieser Verpflichtungen im 
Zusammenhang mit einer Verurteilung auf Bewährung 
zu lösen sind.
Um den Bewährungs- und Erziehungsprozeß differen­
ziert zu gestalten, ist von der Art und der Anzahl der 
Pflichten auszugehen, die den Jugendlichen unter Be­
achtung der Schwere ihres Vergehens, ihrer Lebens­
und Erziehungsverhältnisse sowie ihrer Persönlichkeit 
auferlegt wurden. Zwar müssen an der weiteren Ent­
wicklung der Jugendlichen a l l e  genannten Erziehungs­
träger mitwirken, jedoch gilt im Einzelfall der Grund­
satz der Differenzierung auch für die Bestimmung des 
konkreten Zieles, des Umfangs sowie der Art und 
Weise der Beteiligung der staatlichen und gesellschaft­
lichen Kräfte aus den verschiedenen Lebensbereichen 
der Jugendlichen.
Vielfalt und Differenziertheit der Aufgaben bei der 
erzieherischen Einwirkung auf die Jugendlichen und 
die hierbei von den verschiedenen Erziehungsträgern 
zu leistenden Beiträge erfordern eine effektive Zusam­
menarbeit aller beteiligten staatlichen und gesellschaft­
lichen Kräfte sowie die Koordinierung ihrer Maßnah­
men und Aktivitäten durch die Gerichte.

Aufgaben der Gerichte

Die Aufgaben der Gerichte bei der Verwirklichung der 
besonderen Pflichten Jugendlicher ergeben sich aus der 
Neufassung der §§ 339 Abs. 1 Ziff. 1, 345 StPO und den 
diese Bestimmungen konkretisierenden Regelungen der 
§§ 18 bis 22 der 1. DB zur StPO. Für die Verwirklichung 
der besonderen Pflichten Jugendlicher ist — mit Aus­
nahme der Verpflichtung zu unbezahlter gemeinnützi­
ger Freizeitarbeit — das Gericht erster Instanz zustän­
dig; es kann diese Aufgaben durch Beschluß auf das­
jenige Kreisgericht übertragen, in dessen Bereich der 
verurteilte Jugendliche wohnt. In diesem Falle hat das 
beauftragte Gericht die Aufgaben bei der Verwirk­
lichung der dem Jugendlichen auferlegten besonderen 
Pflichten voll wahrzunehmen und alle hierzu notwen­
digen Maßnahmen und Entscheidungen zu treffen (§ 18 
der 1. DB zur StPO).
Aus der Zuständigkeit für die Verwirklichung der be­
sonderen Pflichten Jugendlicher ergibt sich für die Ge­
richte im wesentlichen die Aufgabe,
— den Leitern bzw. Leitungen und Kollektiven im Ar­

beits-, Schul- und sonstigen Lebensbereich der Ju­
gendlichen sowie den Erziehungsberechtigten die zur 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung notwendigen 
Informationen und Hinweise zu geben,

— zu kontrollieren, ob und wie die Jugendlichen die 
ihnen auferlegten Pflichten erfüllen,

— alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die 
volle Realisierung der den Jugendlichen auferlegten 
Pflichten zu gewährleisten,

— die bei der Verwirklichung der besonderen Pflich­
ten Jugendlicher notwendigen Entscheidungen zu 
treffen.

Verwirklichung der gemeinnützigen Freizeitarbeit 
Jugendlicher

Die Ergänzung des § 345 Abs. 1 StPO, wonach das Ge­
richt ausnahmsweise nicht für die Verwirklichung zu­
ständig ist, wenn einem Jugendlichen gemäß § 70 Abs. 2 
StGB als besondere Pflicht die Leistung unbezahlter 
gemeinnütziger Freizeitarbeit auferlegt wurde, ist eine 
Konsequenz aus den Zuständigkeitsregelungen in § 339

Abs. 1 Ziff. 1 und 3 StPO. Diese Bestimmungen sehen 
vor, daß für die Verwirklichung der unbezahlten ge­
meinnützigen Freizeitarbeit in j e d e m  Falle, also bei 
Erwachsenen und Jugendlichen, der Rat des Kreises zu­
ständig ist. Das Ziel sowie die Art und Weise der Ver­
wirklichung der gemeinnützigen Freizeitarbeit und die 
diesbezügliche Verantwortung des Rates des Kreises 
sind in § 46 der 1. DB zur StPO näher ausgestaltet. Da­
nach hat der Rat des Kreises die Verwirklichung der 
gemeinnützigen Freizeitarbeit im engen Zusammenwir­
ken mit den Räten der Städte, Stadtbezirke und Ge­
meinden oder durch seine Fachorgane zu sichern und 
zu kontrollieren.
Die Zuständigkeit des Gerichts für die bei der Verwirk­
lichung der besonderen Pflichten Jugendlicher zu tref­
fenden Entscheidungen erfordert es, daß der Rat des , 
Kreises das Gericht über die Verwirklichung der ge­
meinnützigen Freizeitarbeit zu informieren hat. Nach 
§ 12 Abs. 2 der 1. DB zur StPO, der hier analog anzu­
wenden ist, ist das Gericht auf dessen ausdrückliches 
Verlangen und in anderen notwendigen Fällen, insbe­
sondere bei auftretenden Schwierigkeiten (z. B., wenn 
der Verurteilte die Freizeitarbeit nicht oder nicht ord­
nungsgemäß leistet) und über das abschließende Ergeb­
nis der Verwirklichung entsprechend zu unterrichten. 
Damit ist das Gericht in der Lage, seiner Pflicht zur 
Gewährleistung und Unterstützung der Erziehung und 
Bewährung des Jugendlichen in vollem Umfang nach­
zukommen und ggf. Maßnahmen festzulegen, um die 
Erfüllung der dem Jugendlichen auferlegten Pflichten 
durchzusetzen. Entzieht sich der Jugendliche z. B. der 
Erfüllung seiner Pflichten, kann ihm das Gericht Ju­
gendhaft bis zu zwei Wochen auferlegen. Das Kollektiv, 
in dem er arbeitet und lebt, und sein Bürge können 
entsprechende Anträge stellen (§ 345 Abs. 2 StPO).

Kontrolle und Unterstützung bei der Erfüllung 
der auferlegten Pflichten

Neben § 345 Abs. 1 StPO enthält vor allem § 19 der 
1. DB zur StPO die entscheidenden Anforderungen an 
die Gerichte bei der Kontrolle der Erfüllung der Pflich­
ten Jugendlicher und bei der Unterstützung ihrer Be­
währung und weiteren Entwicklung. Die Gerichte müs­
sen durch geeignete Maßnahmen sichern, daß die den 
Jugendlichen auferlegten Pflichten realisiert werden. 
Eine gerichtliche Kontrolle ist deshalb in a l l e n  Ver­
fahren notwendig, in denen Jugendlichen besondere 
Pflichten auferlegt wurden. /25 /
Wie bei der Kontrolle der Verwirklichung der Verurtei­
lung auf Bewährung müssen die Gerichte auch bei der 
Verwirklichung der besonderen Pflichten Jugendlicher 
ständig einen Überblick über die Durchsetzung der 
Auflagen haben und bei auftretenden Schwierigkeiten 
darauf Einfluß nehmen, daß die Jugendlichen ihre 
Pflichten erfüllen. Dabei sollen die Gerichte mit den 
Organen der Jugendhilfe Zusammenarbeiten, insbeson­
dere wenn diese im gerichtlichen Verfahren mitgewirkt 
haben.
Zur Durchführung der Kontrolle und zur Gewährlei­
stung der Erfüllung der besonderen Pflichten Jugend­
licher müssen die Gerichte sich vor allem auf die un­
mittelbare Mitwirkung von Schöffen und anderen ge­
eigneten Bürgern stützen, z. B. von Mitgliedern des 
Arbeitskollektivs des Jugendlichen oder von Personen, 
die gemäß § 70 Abs. 3 StGB die Bürgschaft übernom­
men haben.
Die Neufassung des § 345 Abs. 1 StPO erweitert den 
Kreis der gesellschaftlichen Kräfte, die bei der Kontrolle 
und Gewährleistung der Verwirklichung der dem Ju­
gendlichen auferlegten Pflichten mitwirken sollen, aus­
drücklich um die gesellschaftlichen Beauftragten (Kol­
lektivvertreter, gesellschaftliche Ankläger und gesell­
schaftliche Verteidiger). Die gesellschaftlichen Beauf­
tragten sind für diese Aufgabe besonders geeignet, weil

/25/ Hinsichtlich des Zieles, des Umfangs und der Methoden 
der gerichtlichen Kontrolle, der differenzierten Ausgestaltung 
der Kontrollmaßnahmen sowie der aktiven Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte an dieser Kontrolle gelten die Ausführun­
gen zur Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung in 
NJ 1975 S. 678 f. entsprechend.
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